
Die „unkonventionelle Spreng- und
Brandvorrichtung“, so notierten
die Fahnder, war in einem Kabel-

schacht neben dem Gleisbett versteckt –
am Bahnkilometer 24,6, zwischen den
brandenburgischen Bahnhöfen Brieselang
und Finkenkrug. Sie zündete am Montag
vergangener Woche gegen 3.45 Uhr und
sorgte für einen Großeinsatz von Ermitt-
lern, Feuerwehrleuten und der Entschär-
fergruppe der Bundespolizei. Und sie war
nicht die einzige.

In einer konzertierten Aktion hatten
unbekannte Täter im Bahnnetz an insge-
samt neun Stellen rund um
die Hauptstadt weitere mit
batteriegetriebenen Zeit-
zündern ausgestattete Ben-
zinbehälter deponiert. In-
zwischen ermittelt die Bun-
desanwaltschaft wegen des
Verdachts der „verfassungs-
feindlichen Sabotage“; die
Bahn hat eine Belohnung
von 100000 Euro ausgelobt.

Auch wenn 16 der 18 bis-
lang entdeckten Feuerfla-
schen nicht explodiert wa-
ren – offenbar waren die
Streichholzköpfe im Zünd-
mechanismus nass gewor-
den –, entbrannte eine hit-
zige Debatte um linke Ge-
walt. CDU-Generalsekretär
Hermann Gröhe nannte die
Anschläge einen „dramati-
schen Weckruf“ für die De-
mokratie, Bundesverkehrs-
minister Peter Ramsauer
(CSU) sprach von „verbre-
cherischen, terroristischen
Ansätzen einer neuen Di-
mension“.

Bei den Tätern, sagt der
Vorsitzende der Innenminis-
terkonferenz, der Hesse Bo-
ris Rhein (CDU), handle es
sich um „verantwortungs -
lose Fanatiker und Kriminel-
le, die Bahn-Kunden als
Geiseln nehmen und un-
schuldige Menschenleben
gefährden“. An diesem Don-
nerstag wollen Rhein und

seine Kollegen aus Bund und Ländern in
einer Telefonkonferenz über die Lage be-
raten.

Bereits im April hatte der Verfassungs-
schutz einen rapiden Anstieg linksextre-
mer Straftaten registriert. Im ersten Quar-
tal 2011, so steht es in einem vertraulichen
Lagebild, sei die Zahl der Delikte im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum um 39 Pro-
zent auf 2042 gestiegen, die Zahl der Ge-
walttaten sogar um 68 Prozent, auf 426.
Eine „terroristische Dimension“ sei zwar
nicht erreicht, gleichwohl werde mit einer
weiteren Radikalisierung gerechnet. „Die
Sicherheitslage“, so das Fazit der Verfas-
sungsschützer, habe sich „merklich ver-
schärft“ (SPIEGEL 23/2011).

Die Prognose sollte sich nur wenige
Wochen später bewahrheiten. In der
Nacht zum 23. Mai legten Unbekannte
Feuer an einer Kabelbrücke des Berliner
S-Bahn-Knotenpunkts Ostkreuz und rich-
teten erheblichen Sachschaden an. Der
Anschlag, der Signalleitungen der Bahn
lahmlegte und den Schienennahverkehr
der Hauptstadt zeitweise zum Stillstand
brachte, markierte neben einer neuen
technischen Qualität auch einen Wandel
im Begründungsmuster der Täter.

In einem Bekennerschreiben bemühten
die Brandstifter eher philosophische Ar-
gumente gemischt mit vulgärmarxisti-
scher Kapitalismuskritik. Man habe die
„Mobilität“ der Metropole treffen wollen,
um dadurch den „zerstörerischen Trott“
einer „mörderischen Normalität“ des „Ar-
beitens, des Konsumierens, des Buckelns“
zu sabotieren. Energiekonzerne, Waffen
und ihre Transportwege müssten „zer-
schlagen“ werden. Anders als einst die
Attentäter der RAF, die gezielt einzelne
Funktionsträger des verhassten Staats er-
mordeten, hat sich die neue militante Lin-
ke offenbar auf die Infrastruktur der glo-
balisierten Gesellschaft eingeschossen.

Staatsschützer vermuten eine Verbin-
dung zwischen dem Anschlag im Mai und
den neuerlichen Brandstiftungen. In der
Tat gleicht das Bekennerschreiben, das
am vergangenen Montag ins Internet ge-
stellt wurde, verblüffend der Selbstbe-
zichtigung nach der Ostkreuz-Attacke im
Mai – vom Stil her klingt es mehr nach
Feuilleton als nach Flugblatt.

Schon der Name der Gruppe („Hekla-
Empfangskomitee – Initiative für mehr
gesellschaftliche Eruptionen“), die sich
zu der Aktion bekannte, erinnert eher

an anarchische Künstler-
gruppen aus den sechziger
Jahren als an Polit-Kriminel-
le des Internetzeitalters.
Auch der Text hat wenig
von der bislang von deut-
schen Linksextremisten ge-
wählten spitzfindigen Pam-
phlet-Prosa.

„Die Stadt hält den Atem
an, verlangsamt ihr Tempo,
vielleicht hält sie inne“,
heißt es in dem Schreiben.
Man habe die „Metropole
in einem bescheidenen Um-
fang in den Pausenmodus
umgeschaltet“. Neu ist auch,
dass die über „Entschleuni-
gung“ philosophierenden
Täter Selbstzweifel zeigen.
Andere könnten ihre Aktio-
nen „als Werk terroristi-
scher Idioten“ empfinden,
dabei seien die Gleisatta-
cken eben nicht darauf aus-
gerichtet, „eine breite Zu-
stimmung zur Störung des
Alltags zu erheischen“.

Derartige Dialektik orien-
tiert sich offenbar an einer
Streitschrift aus dem Jahr
2007, die inzwischen bei vie-
len Linken in Europa Kult-
status hat („Der kommende
Aufstand“). Sie ist 89 Seiten
lang und kommt aus Frank-
reich. Die Autoren, die sich
hinter dem Pseudonym
„Unsichtbares Komitee“ ver-
bergen, zeichnen in düste-
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Explosive
Entschleunigung

Die Anschlagsserie auf Bahn -
strecken befeuert die Debatte um

linke Gewalt. Verfassungs-
schützer registrieren seit Monaten, 
dass sich die Szene radikalisiert.
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Bahn-Knotenpunkt Berlin: „Die Stadt hält den Atem an“
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Entschärfung eines Brandsatzes: Streichholzköpfe als Zünder



Der Einsatz begann gegen 19 Uhr
an einem Briefkasten in der hes-
sischen Provinz. Im beschaulichen

Beselich bei Limburg an der Lahn stan-
den Ende September Kriminalbeamte vor
dem Privathaus des Hells-Angels-Bosses
Walter B. und warfen eine 20-seitige Ver-
fügung des hessischen Innenministers in
den Schlitz. Das Verbot der Rockerclub-
Filiale „Charter Westend“ in Frankfurt
am Main war damit offiziell zugestellt.

Gut fünfzig Kilometer weiter südlich
setzten sich daraufhin die 45 Beamten ei-
nes Sonderkommandos in Bewegung, um
an Clubheimen der beiden Frankfurter
Hells-Angels-Charter „Westend“ und
„Frankfurt“ Vereinsschilder abzuschrau-
ben, Spinde zu kontrollieren und Leder-
jacken zu beschlagnahmen.

Dadurch, meinte Hessens Innenminis-
ter Boris Rhein, gehe den Rockern „der
organisatorische Zusammenhalt verlo-
ren“. Viele Angels, denen der CDU-
Mann „lupenreine Organisierte Krimina-
lität“ bescheinigt, seien polizeibekannt. 

Doch das Verbot ist riskant. „Die recht-
lichen Hürden sind hoch“, warnt der
rheinland-pfälzische SPD-Innenminister
Roger Lewentz. Es reicht nicht aus, die
Strafregister einzelner Mitglieder in einer
Verbotsverfügung hintereinanderzuhef-
ten. „Wesentlich ist der Nachweis, dass
die Straftaten des einzelnen Mitglieds

dem Clubzweck dienen und das Delikt
dem Verein in seiner Gesamtheit zuzu-
rechnen ist“, heißt es in einer vertrauli-
chen „Konzeption zur Bekämpfung der
Rockerkriminalität“ des baden-württem-
bergischen Landeskriminalamts.

Experten der Innenressorts mehrerer
Bundesländer blicken deshalb mit ge-
mischten Gefühlen nach Hessen. Zwar
haben sich die Innenminister darauf ver-
ständigt, den Druck auf die Motorrad-
gangs zu erhöhen. Doch gerade der hes-
sische Innenminister Rhein, 39, gilt eher
als Freund publikumswirksamer Auftritte
denn als gründlicher Aktenbearbeiter. 

In der Verbotsverfügung vom 29. Sep-
tember haben Rheins Mitarbeiter detail-
liert aufgelistet, was sich die örtlichen
 Angels in den vergangenen Jahren zu-
schulden kommen ließen. Für den bedeu-
tenderen der beiden Frankfurter Clubs,
das Charter „Westend“, sind 15 Urteile
aufgeführt, die 10 der 38 Clubmitglieder
betreffen.

Doch darunter sind nicht nur einschlä-
gige Gewaltverbrechen, sondern etwa
auch drei Geldstrafen wegen Fahrens un-
ter Alkohol- und Drogeneinfluss. In drei
anderen Fällen mussten in der Verfügung
aufgeführte Verfahren, etwa wegen des
Verdachts der Ausbeutung von Prostitu-
ierten, wieder eingestellt werden, wenn
auch zum Teil gegen Geldauflage.
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Heiße Nadel
Mit Vereinsverboten wie zuletzt in Frankfurt am Main 

versuchen die Innenminister, den Druck auf Rockerorganisationen
zu verstärken. Doch die rechtlichen Hürden sind hoch.
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Rockertreffen: „Macht über andere durch Unterdrückung, Geld und Gewalt“

rer, aber präziser und streckenweise fast
poetischer Sprache das Bild eines nicht
reformfähigen Gesellschaftssystems.

Eine „Ästhetik des Widerstands für das
neue Jahrtausend“ nannte die „Süddeut-
sche Zeitung“ das Heft, das sich mitunter
wie eine intellektuelle Gebrauchsanwei-
sung für die jüngsten Brandanschläge liest.
Die kapitalistische Gesellschaft, so heißt
es da, lasse sich am besten bekämpfen, in-
dem man ihre Infrastruktur lahmlege.
„Die soziale Maschine mit einiger Auswir-
kung zu sabotieren“, resümieren die Ur-
heber des Manifests, „bedeutet heutzuta-
ge, sich die Mittel zur Unterbrechung ihrer
Netze wieder anzueignen und neu zu er-
finden.“ Für militante Aktivisten, die sich
derartige Strategien zu eigen machen, kä-
men somit nicht nur Bahngleise als An-
schlagsziele in Betracht – sondern auch
Handy- und Computernetze, Stromver-
sorgungen oder Autobahnen.

2007, das Jahr, in dem „Der Kommen-
de Aufstand“ erschien, markiert für den
Verfassungsschutz eine „Zäsur in der Ent-
wicklung des deutschen Linksextremis-
mus“, wie es in einer vertraulichen Ana-
lyse heißt. Besonders die Proteste gegen
den G-8-Gipfel in Heiligendamm hätten
zu einer Eskalation geführt. Der militan-
ten Linken, so das Geheimdienstpapier,
sei es gelungen, über das eigene Milieu
hinaus attraktiv zu werden.

Der harte Kern weist vor allem zwei
soziologische Merkmale auf: Nach Aus-
wertung von 767 Personaldaten, die der
Verfassungsschutz in einer neu eingerich-
teten Datei („Gewaltbereite Linksextre-
misten“) gespeichert hat, sind 65 Prozent
der aktiven militanten Autonomen jünger
als 26 und zu 84 Prozent männlich. Der-
zeit ist die linke Szene so selbstbewusst,
dass sie offen über heimliche Aktionen
diskutiert. So bekannten sich Teilnehmer
eines „Kongresses für autonome Politik“
im Juni in Köln zur „Einübung und Aus-
übung“ von „emanzipativer“ Gewalt.
Der Programmpunkt lautete: „Militanz –
wir stehen dazu“.

Die mutmaßlichen Bahn-Attentäter
 sahen sich genötigt, am vergangenen
Donnerstag noch einmal öffentlich nach-
zulegen. Offenbar aufgeschreckt von der
reflexartig entbrannten Terrorismus-De-
batte („Bild“: „Droht uns jetzt eine neue
RAF?“), beteuerten sie erneut, keine
Menschen gefährden zu wollen. Jeder
Bahn-Experte würde bestätigen, dass Ka-
belbrände „nicht zu Zugentgleisungen
oder Ähnlichem führen“ könnten. Tat-
sächlich, sagt Gerd Neubeck, Leiter der
Konzernsicherheit der Bahn, würden „bei
einem Schaden im Leitsystem alle Signale
auf Rot geschaltet und der Verkehr ge-
stoppt“. Ermittler geben allerdings zu be-
denken, dass manche Züge einen langen
Bremsweg haben – von bis zu eineinhalb
Kilometern. SVEN RÖBEL,

JÖRG SCHMITT, ANDREAS WASSERMANN


